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Zeugen, die in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen, 
erhalten nach wie vor vom Gericht eine Entschädigung in 
Höhe des Nettodurchschnittlohns aus dem Staatshaushalt. 
Erhält ein Zeuge allerdings für die Zeit seiner Freistellung 
vom Betrieb einen Ausgleich in Höhe des Durchschnitts­
lohns, dann entfällt die Entschädigung durch das Gericht 
(§ 6 Abs. 1 Satz 4). Daß der Zeuge einen Anspruch auf Ent­
schädigung durch das Gericht hat, muß der Betrieb auf der 
Rückseite des Formulars für die Ladung des Zeugen be­
stätigen.

Grundlage für die Berechnung der Entschädigung ist 
die dem Gericht vorzulegende Verdienstbescheinigung des 
Betriebes (§ 6 Abs. 3). Diese Bescheinigung ist in jedem 
Fall vorzulegen — auch dann, wenn der Zeuge keine Ent­
schädigung durch das Gericht erhält. Die Verdienstbeschei­
nigung ist nämlich maßgeblich für die Berechnung der Aus­
lagen, die der Kostenschuldner zu tragen hat. § 6 Abs. 2 be­
stimmt eindeutig, daß unabhängig davon, ob der Zeuge 
eine Entschädigung vom Gericht erhält oder nicht, der auf 
die Zeit der Wahrnehmung des Termins entfallende Teil 
der Lohn- und Gehaltsforderung vom Gericht dem Kosten­
schuldner als Auslage des Staatshaushalts in Ansatz zu 
bringen ist.

Diese Bestimmung ist gemäß § 11 Abs. 1 bei der Ent­
schädigung von Vertretern der Kollektive entsprechend an­
zuwenden.

Die Regelungen über die Entschädigung von Zeugen, die 
Mitglieder sozialistischer Genossenschaften sind, sind hin­
sichtlich der Berechnung der Entschädigung geändert wor­
den. Für Mitglieder von landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften, gärtnerischen Produktionsgenossenschaf­
ten oder Produktionsgenossenschaften auf dem Gebiet der 
Binnen-, See- und Küstenfischerei wird die Entschädigung 
in der gleichen Weise wie für die Schöffen berechnet; da­
mit wird die Einheitlichkeit in der Berechnungsweise ge­
sichert. Für Mitglieder von Produktionsgenossenschaften 
des Handwerks erfolgt die Berechnung der Entschädigung 
auf der Grundlage der durchschnittlichen Arbeitsvergütung 
des letzten Kalenderjahrs (§ 7 Abs. 1).

Zeugen, die selbständige Handwerker, Kommissions­
händler, Gewerbetreibende oder sonstige selbständig bzw. 
freiberuflich Tätige sind, erhalten im Gegensatz zu den 
Bestimmungen der АО von 1971 eine einheitliche Entschä­
digung von 4 M je Stunde. Damit ist auch die Entschädi­
gungsregelung für diese Bürger überschaubarer geworden.

Entschädigung von Gutachtern, Dolmetschern 
und Übersetzern

Die bisher geltenden Regelungen für die Vergütung von 
Gutachtern und von Dolmetschern und Übersetzern haben 
sich bewährt. Sie wurden nur unwesentlich geändert.

In § 9 Abs. 1 werden diejenigen Betriebe aufgezählt, 
die auf Ersuchen der Gerichte Gutachten erstatten. Dabei 
werden die in anderen Rechtsvorschriften gebräuchlichen 
Bezeichnungen für Betriebe (vgl. z. B. KombinatsVO, Re- 
gisterVO) verwendet, ohne daß damit aber inhaltliche Ver­
änderungen verbunden sind. Was unter der Erstattung 
eines Gutachtens zu verstehen ist, ist in den verfahrens­
rechtlichen Bestimmungen (§§ 38 ff. StPO; §§ 59 ff. ZPO) 
enthalten, so daß sieh eine Erklärung dieses Begriffs in der 
АО selbst erübrigt hat.

Dem Bedürfnis der Praxis nach unmißverständlichen 
Regelungen entspricht die Bestimmung des § 9 Abs. 5. Bis­
her gab es keine einheitliche Auffassung darüber, ob die 
Kosten eines Gutachtens dem Kostenschuldner als Auslagen 
des Staatshaushalts auch dann in Ansatz zu bringen sind, 
wenn das Gericht den Gutachter nicht entschädigt hat. 
Nunmehr ist bestimmt, daß unabhängig davon, ob die gut­
achterliche Tätigkeit vom Gericht bezahlt wird oder nicht, 
die dadurch entstandenen Kosten stets dem Kostenschüld- 
ner zu berechnen sind. Die als Auslagen vereinnahmten 
Beträge verbleiben dem Staatshaushalt auch dann, wenn 
durch das Gericht keine Entschädigung gezahlt worden ist.

Für die Entschädigung von Dolmetschern und Überset­
zern gilt gegenwärtig die АО über die Honorierung von 
Sprachmittlungsleistungen — Honorarordnung für Dolmet­
scher und Übersetzer — vom 19. Dezember 1979 (GBl.-Sdr. 
Nr. 1031).

Erstattung von Reisekosten

Die Bestimmungen über die Reisekosten (§§ 13 bis 16) ent­
sprechen den allgemein geltenden Rechtsvorschriften des 
Reisekostenrechts (vgl. AO Nr. 1 über Reisekostenvergü­
tung, Trennungsentschädigung und Umzugskostenvergü­
tung vom 20. März 1956 [GBl. I Nr. 35 S. 299] i. d. F. der АО 
Nr. 4 vom 30. Juni 1960 [GBl. I Nr. 39 S. 410] und der АО 
Nr. 5 vom 21. Juli 1962 [GBl. II Nr. 58 S. 503] sowie die 
weiteren dazu erlassenen Anordnungen). In der gericht­
lichen Praxis kommt es insbesondere auf die konsequente 
Durchsetzung dieser Regelungen an. Dabei ist zu beachten, 
daß Schöffen für ihre vorübergehende Tätigkeit am Ge­
richt von ihrer Arbeitsstelle im Sinne der Bestimmungen 
des Reisekostenrechts als abgeordnet gelten. Tage- und 
Übernachtungsgeld gemäß § 6 bzw. 8 der ReisekostenAO 
Nr. 1 werden gezahlt, wenn den betreffenden Schöffen die 
tägliche Rüdefahrt zum Wohnsitz nicht zuzumuten ist, 
z. B. wenn ihre Wohnorte verkehrstechnisch ungünstig lie­
gen. Liegen die sonstigen Voraussetzungen vor, dann wird 
Tagegeld auch gezahlt für Dienstreisen zu Gerichtsver­
handlungen oder für Fahrten zu anderen Veranstaltungen, 
die nicht am Sitz des Gerichts stattfinden.

Diejenigen Schöffen, die im Kreisgebiet wohnen und 
täglich nach Hause fahren können, erhalten gemäß § 10 der 
ReisekostenAO Nr. 1 neben dem Ausgleich bzw. der Ent­
schädigung einen Verpflegungszuschuß von täglich 2 M, 
wenn sie mehr als 9 Stunden vom Wohnort abwesend sind. 
Das gleiche gilt auch für die Teilnahme an Schöffenschu­
lungen und für andere Veranstaltungen.

Belehrung über Ansprüche und Regelung der Beschwerde

Zum Schutz der Interessen der Werktätigen ist in den Be­
stimmungen über die Festsetzung der Entschädigung 
(§§ 17 ff.) ausdrücklich festgelegt worden, daß die entschä­
digungsberechtigten Vertreter der Kollektive, gesellschaft­
lichen Ankläger und gesellschaftlichen Verteidiger, Ju­
gendbeistände, Zeugen, Sachverständigen, Dolmetscher und 
Übersetzer über ihre sich aus der АО ergebenden Rechte zu 
belehren sind (§18 letzter Satz). Diese Belehrungspflicht 
haben die Gerichte auch deshalb besonders sorgfältig 
wahrzunehmen, weil diese Bürger eine Entschädigung in­
nerhalb eines Monats nach Beendigung der jeweiligen Tä­
tigkeit beim Gericht verlangen müssen (§ 18 Sätze 1 und 2).

Die Belehrung wird schriftlich auf dem Ladungsformu­
lar erteilt. Sie sollte außerdem vom Vorsitzenden der Kam­
mer bzw. des Senats am Schluß der Vernehmung eines 
Zeugen oder Sachverständigen bzw. am Schluß der gericht­
lichen Verhandlung mündlich wiederholt werden. Auch 
für den Kostenbearbeiter des Gerichts kann sich bei der 
Berechnung der Höhe der Entschädigung noch die Notwen­
digkeit dazu ergeben.

Soweit in den Regelungen über die Entscheidung über 
eine Beschwerde Änderungen vorgenommen worden sind, 
hängt das mit dem Erlaß der VO über die gesellschaftliche 
Verantwortung, die Vollmachten und Pflichten des Leiters 
für Haushaltswirtschaft in staatlichen Organen und staat­
lichen Einrichtungen vom 15. November 1979 (GBl. I Nr. 40 
S. 375) zusammen, mit der auch bei den Bezirksgerichten 
und dem Obersten Gericht die Funktionen von Leitern für 
Haushaltswirtschaft geschaffen worden sind. Diese Leiter 
haben nunmehr in den gesetzlich vorgesehenen Fällen über 
Beschwerden zu entscheiden. •

• Alle Paragraphen ohne nähere Bezeichnung beziehen sich auf 
die АО vom 6. Mai 1980.


